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1
Vom unbefristeten 
Arbeitsvertrag zum 
Normalarbeitsverhältnis

Im Frühjahr 2006 wurde ein neuer Arbeits-
vertrag für junge Erwachsene von der Vil-
lepin-Regierung beschlossen und nach
massiven gesellschaftlichen Protesten wie-
der zurückgenommen (Einzelheiten hier-
zu: Übersicht 1). Seine Ausrichtung folgte
dem – kontrovers diskutierten – Ziel einer
Lockerung des Arbeitsrechts. Zwar gilt der
unbefristete Arbeitsvertrag mit seinen
zahlreichen Absicherungen für Arbeitneh-
mer immer noch für die Mehrheit der Be-
schäftigten. Nichtsdestotrotz erleben wir
seit 30 Jahren eine Zersplitterung der Be-
schäftigungsverhältnisse, die den Lohnar-
beiterstatus ernsthaft erschüttert. Wie lässt
sich diese Entwicklung analysieren? Und
vor allem, welche Vorschläge liegen auf
dem Tisch, um den Arbeitsvertrag neu zu
gestalten und die beruflichen Laufbahnen
abzusichern? 

durch rechtliche Unterordnung unter ei-
nen Arbeitgeber definierte Lohnarbeit klar
von der Arbeit der Selbstständigen abzu-
grenzen. Aus dem kollektiven Willen, den
mit der Lohnarbeit verbundenen Risiken
zu begegnen, entstanden gesetzliche und
tarifvertragliche Regelungen. Es galt, den
aus der Verrichtung körperlicher Arbeit,
aus Alter, Krankheit, Schwangerschaft, Ar-
beitslosigkeit und auch aus der ökonomi-
schen Ungewissheit erwachsenen Risiken
entgegenzutreten. Die Berücksichtigung
dieser Risiken in dem 1910 gegründeten
Code du travail, seit 1919 in den Tarifver-
trägen und schließlich von 1945 an im Sys-
tem der sozialen Sicherung begründete den
modernen Begriff des Beschäftigungssta-
tus (Supiot 1994).

Die Zukunft des Arbeitsvertrags in Frankreich –
Zwischen Normenzersplitterung und neuem 
Beschäftigungsstatus 

Florence Lefresne

Ein Blick in andere europäische Länder zeigt, dass die Aufweichung jahrzehntelang geltender Standards im Arbeitsrecht nicht nur in
Deutschland zu beobachten ist. Auch in Frankreich gibt es diese Entwicklung: bereits seit längerer Zeit und in teilweise kaum merkli-
chen Schritten. Mit der Einführung einer neuen Arbeitsvertragsform im letzten Jahr erlebte sie einen vorläufigen Höhepunkt. Eine ver-
gleichbar weitreichende Änderung hat der deutsche Gesetzgeber bisher noch gescheut. Zugleich gibt es in Frankreich bereits eine fort-
geschrittene Diskussion über Möglichkeiten zur sozialen Absicherung von Arbeitnehmern, die nicht an den klassischen Arbeitsvertrag
gekoppelt ist, sondern auf den gesamten Lebensverlauf abstellt.1

Bevor der unbefristete Arbeitsvertrag
(CDI, Contrat à durée indéterminé) zum
Standard für stabile Beschäftigung wurde,
musste er einige Hürden passieren. Seine
aktuelle rechtliche Form ist das Ergebnis
einer langen Geschichte sozialer Auseinan-
dersetzungen. Im 19. Jahrhundert band der
Arbeitsvertrag den Arbeiter nur für befris-
tete Zeit und schützte ihn so vor Sklaverei
und Knechtschaft.2 Die Forderung der Ar-
beitnehmer nach höherer Stabilität kam
erst am Ende des 19. Jahrhunderts auf.
Ihren ersten Niederschlag fand sie 1890 mit
der Aufnahme eines unbefristeten Dienst-
vertrags in den Code Napoléon. Trotzdem
stand es beiden Parteien völlig frei, den Ver-
trag jederzeit einseitig wieder aufzulösen,
sodass – Ironie der Geschichte – dieser Vor-
fahre des CDI viel flexibler erscheint als der
damals  normale Vertrag, der die beiden
Parteien für die Dauer der zu leistenden
Arbeit bindet.

Trotz der Zunahme der Lohnarbeit war
die Mehrheit der französischen Erwerbs-
bevölkerung bis 1930 im Handwerk und
der Landwirtschaft tätig. Zu Beginn des 20.
Jahrhunderts begann man jedoch, die
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1 Die Autorin dankt Adelheid Hege, Stefanie Kremer
und Ulrich Zachert für wertvolle Kommentare.

2 Die Abschaffung der Zünfte durch das Le Chape-
lier-Gesetz von 1791 hat das Beschäftigungsver-
hältnis auf einen vom gemeinen Recht geregelten
Vertrag zwischen zwei Individuen beschränkt. 

Übersicht 1: Die arbeitsmarktpolitischen Ereignisse in Frankreich 
August 2005: „Notplan für Beschäftigung“ (Plan d’urgence pour l’emploi) 
mit Einführung des Neueinstellungsvertrags (CNE, Contrat nouvelles embauches):
unbefristet, für Betriebe mit weniger als 20 Beschäftigten
– jederzeit kündbar in den ersten 2 Jahren (zum Vergleich CDI/CDD: Probezeit max. 2-6 Monate) 
– keine Begründungspflicht für eine Kündigung während der Probezeit
– Kündigungsfrist ist einzuhalten
– Abfindungspflicht (8 % des seit Vertragsbeginn insgesamt ausgezahlten Lohns) 
– 12 Monate Frist für Anfechtung der Kündigung
Januar 2006: Einführung des Ersteinstellungsvertrags (CPE, Contrat première embauche)
– Ausweitung der Rechtsform des Neueinstellungsvertrags auf Unternehmen mit mehr als 

20 Beschäftigten, aber nur für Beschäftigte unter 26 Jahren,
massive Protestbewegung verhindert die Anwendung des Ersteinstellungsvertrags (Le Friant 2006)

Quelle: Zusammenstellung der Autorin.
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In den 1950er und 1960er Jahren des
20. Jahrhunderts, einer Periode außeror-
dentlichen Wachstums in der Geschichte
des Kapitalismus, wurde die Lohnarbeit
zur Matrix der modernen Gesellschaft, wo-
bei den Arbeitnehmerorganisationen eine
wesentliche Rolle zukam (Castel 1995). Der
unbefristete Vollzeit-Arbeitsvertrag setzte
sich allmählich als Standard abhängiger
Beschäftigung durch. Seine unbefristete
Gültigkeit zielt einerseits auf den Schutz
der Arbeitnehmer als Gegenleistung für ih-
re Unterordnung unter Unternehmensin-
teressen; andererseits entspricht er dem In-
teresse der Arbeitgeber an der Stabilisie-
rung der Belegschaft, die für die Planbar-
keit der Arbeitsorganisation nötig war. Der
unbefristete Vertrag wird mit drei wesent-
lichen Merkmalen ausgestattet, die eine
stabile Beschäftigung garantieren:

– die Einführung der Kündigungsfrist
(1958),
– das Recht auf Abfindung im Kündi-
gungsfall (1967),
– die Pflicht, Entlassungen sowohl bei ei-
ner individuellen (1973), als auch einer be-
triebsbedingten Kündigung (1975) durch
die Angabe eines „wirklichen und ernsthaf-
ten Grundes“ (cause réelle et sérieuse) zu
rechtfertigen.

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses
wurde damit zu einem klar geregelten
rechtlichen Akt. Das Normalarbeitsverhält-
nis mit einem einzigen Arbeitgeber findet
seinen vollkommensten Ausdruck in Groß-
betrieben, wo tarifvertragliche Entgeltrege-
lungen die Erwerbsbiografie der Arbeit-
nehmer strukturieren – oft über das ge-
samte Berufsleben hinweg.

2
Die Fragmentierung der
Normen in den letzten 
30 Jahren

Die Massenarbeitslosigkeit stellt für die Ar-
beitnehmer eine direkte Bedrohung dar
und wird dadurch zur primären Ursache
für die Erosion des Beschäftigungsstatus.
Aber die Veränderungen betreffen auch die
Arbeit selbst. In den Betrieben forcieren die
rasante technische Entwicklung, die Insta-
bilität der Märkte und die scharfen Wett-
bewerbsbedingungen den Flexibilitätsbe-
darf. Dabei geht es um zwei Formen von

Flexibilität: interne Flexibilität, die auf ei-
nen variablen Einsatz der Arbeitnehmer im
Betrieb zielt (Reorganisation der Arbeit,
Polyvalenz, verstärkte Autonomie…) und 
externe Flexibilität, die den Bestand des Ar-
beitsverhältnisses von der Erfüllung be-
stimmter Aufgaben abhängig macht. Zu
letzterer gehören befristete Beschäftigung
(CDD, contrat à durée déterminé), Zuliefer-
verträge, Verträge mit Selbstständigen. Das
ökonomische Risiko wird so teilweise oder
vollständig auf Dritte übertragen. In man-
chen Fällen ist die Risikoübertragung total,
z. B. bei den Merchandisers im Großhandel,
die ihre Tätigkeit selbst gestalten. Ihre Ver-
gütung richtet sich nach der Anzahl der mit
ihnen abgeschlossenen Verträge oder nach
dem Betriebsergebnis. Hier wird der Ar-
beitsvertrag wieder zu einem reinen Han-
delsvertrag, wie dies bei den Tagelöhnern
der Fall war, bevor sich die Lohnarbeit
durchsetzte.

Doch schon in den 1970er Jahren be-
gannen sich spezielle Beschäftigungsfor-
men zu entwickeln (Zeitarbeit, befristete
Beschäftigungsverhältnisse, Teilzeitarbeit).
Normativer Bezugspunkt bleibt das unbe-
fristete Arbeitsverhältnis, das zum allge-
meingültigen Rechtsstandard geworden
war. Das meint, dass das Gesetz zunächst
noch vorschreibt, dass befristete und Zeit-
arbeitsverträge nur für Arbeiten eingesetzt
werden dürfen, die von der üblichen Tätig-
keit des Betriebs abweichen. Die Rechts-
entwicklung weitet jedoch zum einen die
Anwendungsmöglichkeiten dieser Beschäf-
tigungsformen aus (vor allem im Rahmen
der Arbeitsmarktpolitik), zum anderen
werden die rechtlichen Auflagen in der Pra-
xis oft missachtet. So ist befristete Beschäf-
tigung (einschließlich subventionierter Be-
schäftigung und Lehrlingsverträgen) in
privatwirtschaftlichen Betrieben mit mehr
als zehn Arbeitnehmern bei Neueinstellun-
gen zum Regelfall geworden: Mit 73 % der
Neueingestellten werden Verträge von kur-
zer Dauer abgeschlossen (DARES 2005).

Mit einem Anteil befristeter Arbeitsver-
träge (einschließlich subventionierter und
Lehrlingsverträge) an der Gesamtbeschäf-
tigung von 13,3 % liegt Frankreich im Mit-
telfeld der EU, zwischen Spanien (33,3 %)
und Irland (3,7 %) (Eurostat 2006). Inter-
nationale Vergleiche sind jedoch nur be-
grenzt möglich, da die Bedeutung der ein-
zelnen Beschäftigungsformen eng mit der
länderspezifischen Gestaltung sozialer
Kompromisse und Normen zusammen-
hängt (Zachert 2004, S. 76). In Großbritan-

nien etwa erklärt sich der sehr begrenzte
Rückgriff auf befristete Arbeitsverträge
(5,7 %) aus der großen Flexibilität des per-
manent contract (der das Kündigungsrecht
des Arbeitgebers kaum einschränkt).

Die Zeitarbeit ist die zweite Variante
des befristeten Arbeitsverhältnisses. Für
junge Menschen ist sie mittlerweile ein
wichtiger Zugang zum Arbeitsmarkt. Auch
hier gibt es strikte Rahmenbedingungen
(befristete Vertretung eines Mitarbeiters,
zeitweilige Zunahme des Arbeitsanfalls,
Saisonarbeit), die jedoch häufig umgangen
werden. So verurteilte im Januar 2004 ein
Gericht die Firma Renault dazu, etwa 20
Interimsverträge in unbefristete Verträge
umzuwandeln. Einige Zeitarbeitsfirmen,
die ihr Image als „Sklavenhändler“ loswer-
den wollen, bemühen sich zunehmend um
eine Rolle als externe Personaldienstleister
und gehen damit weit über die Vermittlung
befristeter Tätigkeit hinaus (Lefèvre et al.
2002).

Die verschiedenen Formen der Teilzeit-
arbeit passen die Arbeits- an die Produkti-
onszeiten an und bieten dadurch einen
weiteren Weg zur Flexibilisierung, vor al-
lem im Dienstleistungssektor. In Frank-
reich verbreitete sich die Teilzeit zunächst
in der ersten Hälfte der 1980er Jahre. Bis
Anfang der 1990er Jahre blieb sie jedoch im
Vergleich zu anderen EU-Ländern wie
Großbritannien und Deutschland „im
Rückstand“. Seitdem nimmt die Teilzeitbe-
schäftigung im Durchschnitt jährlich um
1 % zu und betraf 2005 17,5 % der Er-
werbstätigen.

Selbstständige Arbeit (2005: 11 % der
erwerbstätigen Bevölkerung) kann ver-
schiedene Formen annehmen, von denen
manche in vielen Punkten der Lohnarbeit
nahe kommen. Der formale Status der
Selbstständigkeit verschleiert sehr oft eine
tatsächliche Abhängigkeit. Das ist bei vielen
kleinen Subunternehmern der Fall, die von
einem einzigen Auftraggeber abhängen.
Die Diversifizierung der Einstellungsfor-
men und der Beschäftigungsverhältnisse
stellt demnach grundlegende Kategorien
des Arbeitsrechts infrage – den formalen
Gegensatz zwischen Lohnarbeit und selbst-
ständiger Arbeit, den Betrieb als Ort der
Arbeitsverrichtung, Beschäftigung als dau-
erhafte Beziehung.
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3
Vektoren für die Verände-
rung des Beschäftigungs-
verhältnisses

Bestimmte Beschäftigtengruppen haben –
ungewollt – bei der Verbreitung der neuen
Normen der Lohnarbeit eine Schlüsselrol-
le gespielt. Junge Erwerbstätige, Frauen
und ältere Beschäftigte sind keineswegs nur
„periphere“ Segmente des Arbeitsmarktes;
sie machen zahlenmäßig die Mehrheit der
Beschäftigten aus. An ihnen vollziehen sich
die Veränderungen innerhalb des Beschäf-
tigungsverhältnisses, die darauf abzielen,
das Lohnarbeitsverhältnis insgesamt neu
zu ordnen und zugleich die Konturen einer
Neusegmentierung des Arbeitsmarktes zu
definieren (IRES 2005).

Als Berufseinsteiger sind junge Arbeit-
nehmer ganz besonders von befristeter Be-
schäftigung betroffen: In der Privatwirt-
schaft muss sich mehr als jede(r) Dritte mit
einem befristeten Arbeitsvertrag begnügen,
noch mehr sind es im nicht privatwirt-
schaftlichen Bereich. Mit zunehmendem
Alter sinkt zwar der Anteil der befristet Be-
schäftigten, dennoch stellt sich die Frage
nach den Langzeitwirkungen dieser neuen,
flexibleren Beschäftigungsformen, die häu-
fig zu wiederholter Arbeitslosigkeit führen.
Statistiken zeigen, dass der Anteil stabiler
Beschäftigungsverhältnisse von einer Ge-
neration zur nächsten abnimmt (Fondeur/
Minni 2005). Durch diesen Generationen-
effekt werden junge Berufstätige zum ent-
scheidenden Vektor für den Wandel der Ar-
beit.

Die Frauen, deren Beschäftigungsrate
seit 20 Jahren ständig gewachsen ist und
deren durchschnittliches Ausbildungsni-

veau mittlerweile das der Männer über-
steigt, sind die Hauptbetroffenen der Teil-
zeitbeschäftigung (2005: 31 % der berufs-
tätigen Frauen im Alter von 15–59 Jahren
gegenüber 6 % der Männer gleichen Al-
ters). Umfang und Bedeutung dieser Be-
schäftigungsform variieren je nach Alter,
Qualifikation und Form des Arbeitsver-
trags (Letrémy et al. 2004). Teilzeitarbeit
betrifft mehrheitlich geringqualifizierte
Tätigkeiten mit beschränkten Aufstiegs-
möglichkeiten und mit oft zerstückelten
Arbeitszeiten und -rhythmen. Die Benach-
teiligung der Frauen ist hier kumulativ: Sie
wirkt sich sowohl auf den Lohn als auch auf
das künftige Rentenniveau und die Berufs-
erwartungen aus. Gleichzeitig trägt die Teil-
zeitarbeit zur Destabilisierung des SMIC
(Salaire minimum interprofessionnel de 
croissance, gesetzlicher Mindestlohn) als
Einkommensgarantie bei. Da der SMIC auf
einem Stundensatz beruht, reicht er für 
viele Menschen nicht aus, um der Armut
trotz Arbeit zu entgehen. Auch hier sind
Frauen die Hauptbetroffenen: 2003 erhiel-
ten 3,5 Mio. Beschäftigte einen Lohn unter
dem Monats-SMIC, darunter 80 % Frauen.

Die Entwicklung der Erwerbsbevölke-
rung und die Finanzierungsprobleme der
Rentenversicherung haben dazu beigetra-
gen, dass Arbeit im Alter zu einem zentra-
len gesellschaftlichen Thema geworden ist,
dessen sich insbesondere auch die Europäi-
sche Kommission bemächtigt. Nachdem
ältere Erwerbstätige lange durch Frühver-
rentungsprogramme vom Arbeitsmarkt
verdrängt worden sind, wird ihre Teilnah-
me heute wieder gefordert – allerdings im
Rahmen spezieller Beschäftigungsverhält-
nisse (Teilzeitarbeit, befristete Beschäfti-
gung). Sie werden zwar seltener befristet
eingestellt als ihre jungen Kolleginnen und
Kollegen; befristete Beschäftigung ist je-

doch bei den über 50-Jährigen häufiger als
bei 30- bis 49-Jährigen (Jolivet 2003). Im
August 2006 wurde ein auf 18 Monate be-
fristeter, einmal verlängerbarer Senioren-
Vertrag für Arbeitslose über 57 Jahre einge-
führt, der diese Entwicklung noch verstär-
ken wird.

Mit über 2 Mio. subventionierten Ar-
beitsplätzen (emplois aidés) hat die Be-
schäftigungspolitik entscheidend zur Ver-
harmlosung der befristeten und Teilzeitar-
beit beigetragen. Das Experimentieren mit
neuen Standards sowie deren Verbreitung
wirken sich nicht nur auf die Rechtsform
des Beschäftigungsverhältnisses aus. Die
Freistellung von Sozialabgaben entlastet
den Arbeitgeber in großem Ausmaß von
seiner Verantwortung als Mitträger des So-
zialversicherungssystems, dessen Finanzie-
rung nun auf die Allgemeinheit übertra-
gen wird. Diese Entlastung ist bei der Ein-
stellung von Arbeitnehmern im Nied-
riglohnbereich massiv: Sie beläuft sich auf
26 % für Löhne in der Höhe des SMIC und
wirkt degressiv weiter bis zu 1,7¥SMIC.
Bei subventionierten Verträgen im nicht-
privatwirtschaftlichen Sektor führt die
Übernahme fast aller Kosten durch den
Staat zur Verzerrung des Arbeitsrechts:
Welchen Marktwert hat ein Beschäftigter,
der seinen Arbeitgeber praktisch nichts
kostet? Ganz allgemein stellt sich die Frage
nach dem Sinn einer staatlichen Politik, die
die Entwicklung von minderwertigen Be-
schäftigungsverhältnissen fördert, die den
Betroffenen nur provisorische Lösungen
anbieten, ohne sie dauerhaft vor Arbeitslo-
sigkeit zu schützen. 2005 erhielten 8,5 Mio.
Arbeitnehmer die sogenannte Beschäfti-
gungsprämie (prime à l’emploi): Sie wird
vom Staat an Personen gezahlt, die eine
neue Arbeit aufnehmen bzw. bereits be-
schäftigt sind und deren Haushaltseinkom-
men einen bestimmten Grenzwert3 nicht
überschreitet. Die Prämie soll vor Armut in
der Arbeit schützen, befreit aber gleichzei-
tig den Arbeitgeber von der Verantwor-
tung, einen existenzsichernden Lohn zu
zahlen, den der Stunden-SMIC nicht mehr
garantieren kann.

3 Für ein Ehepaar mit zwei Kindern z. B. darf das zu
versteuernde Einkommen 32.177 € im Jahr nicht
überschreiten. Die Prämie kann von den Steuern
abgezogen werden, wenn die Person steuerpflich-
tig ist; meist handelt es sich jedoch um eine So-
zialleistung.

Tabelle 1: Verteilung der Beschäftigungsformen 2005 – in % –
Frauen Männer Gesamt

Selbstständige Tätigkeit 7,5 13,8 10,9
Unbefristete Vollzeittätigkeit 55,4 71,9 64,4
Unbefristete Teilzeittätigkeit 23,8 3,0 12,6
„Prekäre Lohnarbeit“ 13,3 11, 2 12,2

darunter : Zeitarbeit 1,4 2,8 2,2
Befristete Beschäftigung 8,7 5,3 6,9
Praktika und subventionierte Verträge 2,2 1,4 1,7

Lehrlinge* 0,9 1,7 1,3
Gesamt 100,0 100,0 100,0
Anteil der Teilzeit an der Gesamtbeschäftigung 31,0 6,0 17,0

* In Frankreich hat “apprentissage” (Lehre/Ausbildung) nicht die gleiche Bedeutung wie in Deutschland; der Begriff ist enger 
gefasst und umfasst insbesondere niedrig qualifizierte und nicht tarifvertraglich geregelte Ausbildungsverhältnisse.

Quelle: INSEE nach Concialdi (2006).



5
Auf der Suche nach neuen
Rechtsgrundlagen

Die Zersplitterung der Normen geht mit
einer starken Destabilisierung des Sozial-
versicherungssystems einher. Historisch ist
die Teilhabe am System der sozialen Si-
cherheit bei vielen Leistungen an die Art
des Beschäftigungsverhältnisses gebunden.
Und auch die Arbeitslosenversicherung er-
reicht heute nur noch 40 % der Arbeitslo-
sen. Dieser Rückgang liegt zu einem großen
Teil an einer langen Reihe von Reformen,
die sich besonders negativ auf Beschäftigte
mit kurzer Beschäftigungsdauer auswir-
ken, deren Arbeitslosengeldbezug gekürzt
wird – oder die ganz aus der Arbeitslosen-
versicherung herausfallen. Viele sehen sich
deshalb gezwungen, das soziale Mindest-
einkommen (RMI, revenu minimum d’ins-
ertion, Mindesteinkommen zur berufli-
chen Eingliederung) zu beantragen, das im
März 2006 an 1,1 Mio. Menschen ausge-
zahlt wurde. Das Rentensystem und seine
jüngsten Reformen konfrontieren die Ver-
sicherten mit dem gleichen Problem: „Pre-
käre“, von Arbeitslosigkeit unterbrochene
Beschäftigung und Teilzeitarbeit reißen
große „Löcher“ in das Netz der sozialen Si-
cherheit.

Mitte der 1990er Jahre schlägt der Bois-
sonnat-Bericht (1995) aus dem Commissa-
riat Général du Plan (Generalkommissariat
für Planung) die Schaffung einer neuen Be-
schäftigungsform vor, den sogenannten Er-
werbsvertrag (contrat d’activité). Dieser
zielt erstens darauf ab, den Bezugsrahmen
des Arbeitsverhältnisses zu erweitern: „Das
heutige Arbeitsrecht begrenzt die individu-
elle Arbeitsbeziehung auf einen Vertrag,
der den Arbeitnehmer an einen Arbeitge-
ber bindet, der in rechtlicher Hinsicht als
Vertreter eines einzigen Unternehmens de-
finiert ist. Damit ignoriert es weitgehend
die Verbreitung unternehmensübergrei-
fender ökonomischer und sozialer Verant-
wortung, vor allem im Rahmen von Zulie-
fer- und Ko-Auftragsbeziehungen“ (ebd.,
S. 283). Tatsächlich bietet diese Erweite-
rung des Arbeitsvertrags eine Alternative
zum System der internen und externen 
Flexibilität, indem sie eine auf mehrere Un-
ternehmen aufgeteilte Flexibilität befür-
wortet. Der Vertrag soll es zweitens den Be-
schäftigten ermöglichen, in ihrer individu-
ellen Erwerbsbiografie Mobilität und Kon-

„prekär“ Beschäftigten über ein Jahr in die-
ser Beschäftigungssituation; heute sind es
30 % (Fougère/Sidhoum 2006). Internatio-
nale Vergleiche zeigen, dass in Frankreich
die Wahrscheinlichkeit für eine(n) Arbeits-
lose(n), rasch eine neue Stelle zu finden, ge-
ringer ist als im europäischen Durchschnitt
(CERC 2005).

Die zunehmende Ungleichheit inner-
halb der Arbeitnehmerschaft könnte zu der
Vermutung verleiten, dass (vor allem in
Großbetrieben) unbefristet Beschäftigte
dem gestiegenen Konkurrenzdruck wider-
stehen können und Beschäftigungsgaran-
tien inne hätten. Tatsächlich aber sind
selbst die Insider (qualifizierte Arbeitneh-
mer mit unbefristeten Vollzeitverträgen)
immer mehr dem Druck von Mehrarbeit,
Erfolgszwang und Kundenansprüchen aus-
gesetzt; auch sie sind nicht mehr vor der
Drohung des Arbeitsplatzverlusts geschützt,
die eine entgrenzte Arbeitsbereitschaft her-
vorruft (Coutrot 1998). Verschiedene Un-
tersuchungen zeigen, dass verstärkte Auto-
nomie- und Polyvalenzanforderungen mit
der Zunahme von Stress und Leiden in der
Arbeit einhergehen (Dejours 1998; Pau-
gam 2000). Die normalerweise mit dem
unbefristeten Beschäftigungsverhältnis as-
soziierte Arbeitsplatzsicherheit kann sich
als trügerisch erweisen, wie der Anstieg be-
triebsbedingter und individueller Kündi-
gungen zeigt, deren stigmatisierende Wir-
kung oft auf die gesamte weitere Erwerbs-
biografie der Betroffenen ausstrahlt (Pal-
pacuer et al. 2007). Gleichzeitig werden in
den Personalbüros Strategien entwickelt,
die darauf abzielen, hoch qualifizierte Mit-
arbeiter zu halten oder zu gewinnen, in-
dem ihnen maßgeschneiderte Arbeitsver-
träge und individuell ausgehandelte Gehäl-
ter mit beträchtlichen Gewinnbeteiligun-
gen angeboten werden. Für die betroffenen
Beschäftigten birgt dieses Modell der Indi-
vidualisierung des Arbeitsverhältnisses je-
doch das Risiko, dass ihre Kompetenzen
einzig vom Markt evaluiert werden und al-
lein von ihrem individuellen Verhand-
lungsgeschick abhängen, ohne dass kollek-
tive Mechanismen der Qualifikationsaner-
kennung Schutz gewähren (Fondeur/Sau-
viat 2002).

Die Ausbreitung atypischer Beschäfti-
gungsformen führt zu einer grundsätzli-
chen Debatte über die Qualität der Be-
schäftigung, die auch auf der Agenda der
Europäischen Kommission steht. Einerseits
erhöhen die atypischen Beschäftigungsfor-
men das Arbeitsangebot im Niedriglohn-
sektor (unqualifizierte Arbeiter und Ange-
stellte), dessen Zunahme seit Mitte der
1990er Jahre durch verschiedene Untersu-
chungen belegt ist (Freyssinet 2002; Méda/
Vennat 2004). Die Politik der Entlastung
geringfügiger Einkommen von Sozialab-
gaben (in Höhe von 20 Mrd. €) hat diese
Entwicklung in hohem Maße gefördert.
Andererseits stellt sich die Frage der Rück-
wirkung dieser besonderen Beschäfti-
gungsformen auf die Arbeitsleistung als
Bedingung dauerhaften Wirtschaftswachs-
tums. Tatsächlich stößt hier die Flexibilität
des Arbeitsverhältnisses an eine entschei-
dende Grenze: Die Leistungsbereitschaft
der Beschäftigten setzt ein Minimum an
Statussicherheit voraus.

4
Dualisierung des Arbeits-
marktes und „Destabilisie-
rung der Stabilen“

In einer zunehmend fragilen Beschäfti-
gungssituation befinden sich in erster Linie
Beschäftigte mit kurzer Betriebszugehörig-
keit (unter einem Jahr), die erst kurze Zeit
Berufstätigen sowie befristet Beschäftigte.
Für Letztere ist die Gefahr, den Arbeitsplatz
zu verlieren bei sonst gleichbleibenden Be-
dingungen seit Beginn der 1970er Jahre,
um einen Faktor von fast 3,5 gestiegen,
während sie bei Erwerbstätigen mit mehr
als zehn Jahren Betriebszugehörigkeit stabil
bleibt (Behaghel 2003). Der Graben zwi-
schen befristet und nicht befristet Beschäf-
tigten hat sich noch dadurch vertieft, dass
die Übergänge zwischen befristeten und
Standardarbeitsverhältnissen in letzter Zeit
zunehmend fließend geworden sind (Gal-
tier/Gautié 2003). Längerfristiges Verblei-
ben im „Prekariat“ ist keineswegs selten:
8 bis 10 % der Berufstätigen waren in den
letzten drei Jahren mindestens einmal ar-
beitslos oder in einem „prekären Arbeits-
verhältnis“ beschäftigt. In Frankreich ist
(anders als in Deutschland) das Auslaufen
eines befristeten Arbeitsvertrags der Haupt-
grund für den Zugang zur Arbeitslosigkeit.
In den 1980er Jahren verharrten 20 % der
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tinuität miteinander zu verbinden. Ganz
konkret würde dies bedeuten, dass der Ar-
beitnehmer einen auf fünf Jahre befristeten
Vertrag mit einer frei gebildeten Arbeitge-
bergruppierung unterzeichnet, der sich an-
dere, öffentliche oder private Akteure
anschließen, die für bestimmte Aspekte des
Vertrags zuständig sind (Ausbildung, För-
derung bestimmter Tätigkeiten, Lohner-
satzleistungen, Beihilfen, etc.). Innerhalb
dieses Beschäftigungsverhältnisses könn-
ten sich Arbeits- und Ausbildungsphasen,
freiberufliche oder gemeinnützige Tätig-
keiten ablösen, ohne eine Änderung des Er-
werbsstatus herbeizuführen. Der Erwerbs-
vertrag würde dieselben sozialen Rechte ga-
rantieren wie der traditionelle Arbeitsver-
trag. Die gemeinschaftliche Finanzierung
durch die Arbeitgebergruppierung würde
die Fortzahlung eines festen Entgelts mög-
lich machen.

Im Anschluss an diesen Vorschlag
spricht sich der an die Europäische Kom-
mission  gerichtete Supiot-Bericht (1999)
für ein allgemeines Arbeitsrecht aus, das
unabhängig von der Beschäftigungssituati-
on ausschließlich an die Person gebunden
ist. Ein auf die Person bezogener „Berufs-
status“ (état professionnel des personnes)
würde die verschiedenen Arbeitssituatio-
nen umfassen, in denen sich jeder im Lauf
seines Berufslebens befinden kann. Um
den Übergang von einer Phase zur anderen
zu sichern, sind „soziale Ziehungsrechte“
(droits de tirage sociaux) vorgesehen. Sie
gründen sich auf ein dreifaches Prinzip:
Berufsfreiheit (d.h. die Möglichkeit, sich
selbstständig zu machen, seinen Arbeit-
geber zu verlassen, mehrere Tätigkeiten
auszuüben und sich ganz allgemein von all-
zu großer einseitiger Abhängigkeit zu be-
freien), Gleichheit vor dem Gesetz, öffent-
liche Ordnung (gesetzliche Rahmenbe-
stimmungen als Gegengewicht zum reinen
Verhandlungsprinzip). Diese Rechte, zu
deren Finanzierung verschiedene Mittel
herangezogen würden (Staatshaushalt, So-
zialversicherung, Arbeitgeber, paritätische
Einrichtungen, Arbeitszeitkonten usw.),
würden es den Beschäftigten erlauben, ei-
ner Ausbildung nachzugehen, sich selbst-
ständig zu machen, sich ihrer Familie zu
widmen, in einem Verein aktiv zu sein, und
dabei die Gewissheit zu haben, ihren Platz
auf dem Arbeitsmarkt (wieder)zufinden.4

Von arbeitsökonomischer Seite führen 
Schmid/Gazier (2002) den Begriff der
„Übergangsarbeitsmärkte“ ein: Hier geht
es darum, einen neuen Horizont für die

Vollzeitbeschäftigung zu bestimmen, der
das traditionelle Normalarbeitsverhältnis
durch Formen „abgesicherter Mobilität“
(Ausbildung, Sabbatzeiten) ergänzt. Statt
die Individuen festen Marktgesetzen zu un-
terwerfen, geht es den Autoren darum, den
Markt mit Rechten und Institutionen aus-
zustatten, die die Mobilität der Individuen
positiv fördern.

6
Flexibilität plus Sicherheit:
Ein Motto für unterschied-
liche Inhalte 

6.1 BETRIEBSBEDINGTE 
KÜNDIGUNGEN

Diese durch Arbeiten unterschiedlichen
Ursprungs eingeleitete Debatte setzt sich in
der öffentlichen Diskussion zum Thema
betriebsbedingte Kündigungen fort. Be-
triebsbedingte Kündigungen sind in Frank-
reich strengen Regeln unterworfen – so
muss insbesondere ein „Beschäftigungs-
sicherungsplan“ erstellt werden (Zachert
2004, S. 45f.) – und sie betreffen nur eine
Minderheit der Beendigungen von Arbeits-
verhältnissen. Erstens greifen die Arbeitge-
ber, wie wir gesehen haben, vorzugsweise
auf befristete Arbeitsverträge zurück,
durch die sie ihren Bedarf an Flexibilität
decken. Zweitens werden die mit betriebs-
bedingten Kündigungen verbundenen Ver-
pflichtungen oft durch individuelle Kündi-
gungen umgangen. Betriebsbedingte Kün-
digungen bedeuten trotzdem einen Knick
in der Erwerbsbiografie der Betroffenen,
zumal sich die seit Mitte der 1980er Jahre
entwickelten Maßnahmen zur Wiederein-
gliederung und Umschulung als wenig effi-
zient erwiesen haben. Sie kamen nur einer
Minderheit der betroffenen Beschäftigten
zugute, von denen 40 % bis 60 % nach ei-
nem Jahr wieder arbeitslos waren (Tuchs-
zirer 2005). Dieses Ergebnis stützt die The-
se der Dualisierung des Arbeitsmarkts und
führt zu einer ganzen Reihe offizieller Be-
richte, die eine Vielzahl von Vorschlägen
zur Diskussion stellen.

Im Oktober 2003 empfiehlt ein Bericht
des Centre d’Analyse Stratégique,5 die-
jenigen Unternehmen, die Arbeitskräfte
entlassen, mit einer Abgabe zu belasten
und dafür im Gegenzug die Sozialpläne zu
vereinfachen: Der finanzielle Beitrag der
Unternehmen würde durch einen größe-

ren Flexibilitätsspielraum belohnt. Über-
dies würden nur die Unternehmen, die
Mitarbeiter entlassen, der Beitragspflicht
zur Arbeitslosenversicherung unterliegen
(Blanchard/Tirole 2004). Außerdem wird
vorgeschlagen, die Unterscheidung zwi-
schen befristeten und unbefristeten Ar-
beitsverhältnissen zugunsten eines einzi-
gen Arbeitsvertrags aufzugeben, wobei die
Beendigung des Arbeitsverhältnisses wäh-
rend der Probezeit steuerfrei möglich 
bliebe.

Im Anschluss an diesen Bericht emp-
fiehlt der nach dem ehemaligen Direktor
des IWF benannte Camdessus-Bericht
(2004) die Abschaffung der Sonderrege-
lungen für betriebsbedingte Kündigungen
und im Gegenzug die Besteuerung von Un-
ternehmen, die Kündigungen aussprechen.
Im Dezember desselben Jahres schlägt 
der Bericht der Wirtschaftswissenschaftler
Cahuc/Kramarz (2004) vor, die Mobilität
auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen, indem
einerseits der Kündigungsschutz gelockert
wird sowie befristete und unbefristete Ver-
träge zusammengefasst werden und ande-
rerseits ein über die Besteuerung von Ent-
lassungen finanziertes System „beruflicher
Sicherheit“ (mit dem Recht auf Wiederein-
gliederung) eingerichtet wird.

Gemessen an diesen Empfehlungen än-
dert das „Gesetz über den sozialen Zusam-
menhalt“ (loi de cohésion sociale) vom Ja-
nuar 2005 die Definition der betriebs-
bedingten Kündigung nur geringfügig. Da-
gegen werden die Verfahrensfristen für
Massenentlassungen erheblich verkürzt.
Außerdem führt das Gesetz ein Recht auf
individuelle berufliche Wiedereingliede-
rung ein, dessen Kosten auf die Allgemein-
heit übertragen werden. Für die in Unter-
nehmen mit weniger als 300 Mitarbeitern
von einer betriebsbedingten Kündigung
betroffenen Arbeitnehmer wird ein „beruf-
licher Übergangsvertrag“ (contrat de tran-
sition professionnelle) ermöglicht. Er wird
für die Dauer eines Jahres mit einer öffent-
lichen Institution abgeschlossen und ga-
rantiert dem betroffenen Arbeitnehmer ei-
ne Ausbildung und im Anschluss daran ei-
ne Beschäftigung in öffentlichen Einrich-
tungen oder Privatbetrieben. In diesem

4 Zum Thema „Ziehungsrechte“ vgl. auch Mücken-
berger (2007).

5 Das Centre d’Analyse Stratégique ist 2006 an die
Stelle des früheren Commissariat Général du Plan
getreten.



Zeitraum erhält der Arbeitsuchende eine
Bezahlung in Höhe von 90 % seines frühe-
ren Entgelts.

6.2 BERUFLICHE 
SOZIALVERSICHERUNG

Die Idee einer „beruflichen Sozialversiche-
rung“ (sécurité sociale professionnelle) wur-
de 2002 von der Gewerkschaft CGT (Con-
féderation générale du travail) entwickelt.
Inzwischen wurde sie von vielen Experten,
Politikern und sozialen Akteuren aufge-
griffen. Hinter dem Begriff verbergen sich
jedoch sehr unterschiedliche Vorstellungen
im Hinblick auf das Beschäftigungsverhält-
nis.

Die berufliche Sozialversicherung zielt
auf die Schaffung eines neuen Lohnarbei-
terstatus als Sockel neuer berufsübergrei-
fender Rechte: Recht auf Weiterbildung,
auf Gesundheit, Rente, Arbeit, eine beruf-
liche Karriere, Recht auf soziale Demokra-
tie. Diese Rechte wären an die Person des
Arbeitnehmers gebunden, unabhängig da-
von, ob dieser für einen oder mehrere Ar-
beitgeber tätig ist; sie könnten von einem
Betrieb auf den anderen übertragen und
jedem Arbeitgeber gegenüber geltend ge-
macht werden. Im Fall einer Umstruktu-
rierung des Unternehmens würden Ar-
beitsvertrag und Entgeltbedingungen so
lange weiter gelten bis der Arbeitnehmer
tatsächlich in ein neues, dem vorangegan-
genen mindestens gleichwertiges Beschäfti-
gungsverhältnis eingegliedert ist.Viele Fra-
gen sind jedoch offen, wie z. B. die Finan-
zierung und Implementierung der genann-
ten Rechte. Manche schlagen vor, einen
neuen Zweig der „beruflichen Sozialversi-
cherung“ innerhalb des Sozialversiche-
rungssystems zu schaffen. Andere verwei-
sen auf das Beispiel von auf lokaler Ebene
entwickelten Modellen, wie Arbeitgeberzu-
sammenschlüsse oder Wiedereingliede-
rungsgesellschaften, deren Effizienz auf der
Dynamik des territorialen sozialen Dialogs
beruhen soll.

Die Gewerkschaft CFDT (Confédéra-
tion française démocratique du travail) hat
sich ihrerseits auf ihrem Kongress im Juni
2006 für die Einrichtung kollektiver Ga-
rantien ausgesprochen, die den beruflichen
Werdegang absichern sollen. Verschiedene
Forderungen wurden vorgestellt: So soll
über ein System der Anerkennung berufli-
cher Erfahrung (validation des acquis d’ex-
périence, VAE) und die Ausweitung des 
individuellen Rechts auf Weiterbildung

(droit individuel de formation) die Über-
tragbarkeit der betrieblich erworbenen
Qualifikationen gewährleistet werden; der
Anspruch auf die Leistungen der Zusatz-
kassen im Sozialversicherungssystem soll
systematisch weitergelten; für Branchenre-
gelungen soll ein branchenübergreifendes
Äquivalenzsystem eingerichtet werden.

Auf das Projekt einer beruflichen Sozial-
versicherung beruft sich auch der damalige
Parteivorsitzende der UMP (Union pour un
mouvement populaire) und jetzige Staats-
präsident Sarkozy,6 der die Flexibilisierung
der Beschäftigung als Mittel zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit empfiehlt und im
Gegenzug für die Schaffung eines unbefris-
teten „Gesamtarbeitsvertrags“ (contrat de
travail unique) anbietet. Die Rechte würden
mit der Beschäftigungsdauer wachsen; die
Höhe der Abfindungen etwa wäre von der
Dauer der Betriebszugehörigkeit abhän-
gig.7 Es bestünde ein Recht auf individuel-
le Wiedereingliederung ins Berufsleben,
das effizienter als bisher von den staatli-
chen Arbeitsagenturen gestaltet würde. Die
„sécurité sociale professionnelle“ würde
ebenfalls die Festsetzung des Arbeitslosen-
geldes nach individuellen Kriterien erlau-
ben; seine Bezugsdauer würde nach den
„objektiven“ individuellen Schwierigkeiten
der Wiedereingliederung gestaffelt. Die
Mittel kämen aus der Besteuerung betrieb-
licher Kündigungen, wodurch ein Anreiz
für interne Umsetzungen geschaffen wäre.
Dieser „Flexicurity“-Ansatz beruft sich auf
das berühmte dänische Modell, das in der
laufenden Diskussion oft zitiert wird. Die
Flexibilität der Beschäftigungsverhältnisse
in Dänemark übt eine starke Faszination
aus – wobei oft vergessen wird, dass dort
die Erwerbssicherheit durch ein hohes Ni-
veau von Ausbildung und sozialer Siche-
rung ermöglicht wird. So beträgt das Ar-
beitslosengeld, das vier Jahre lang bezahlt
wird, 90 % des vorherigen Einkommens
bei einer Obergrenze von 2.000 €. Um-
fangreiche Umverteilungskomponenten
zur Begrenzung der Ungleichheiten und
ein starkes Tarifvertragssystem sind Kern-
punkte dieses Modells, die jedoch in der
Diskussion leicht ausgeblendet werden.

7
Fazit

Hinter der von vielen geteilten Diagnose,
dass sich der Arbeitsmarkt zunehmend

dualisiert, stehen sehr kontroverse Ein-
schätzungen, die sich im Wesentlichen auf
zwei Argumentationsstränge konzentrie-
ren.

Ein erster Streitpunkt betrifft das Ar-
beitsrecht. Inwieweit setzt die erstrebte
höhere Fluidität des Arbeitsmarkts die Re-
form der geltenden Beschäftigungsverhält-
nisse (befristete/unbefristete Arbeit) und
Rechtsnormen (Kündigungsschutz) vo-
raus? Zahlreiche Stimmen plädieren für die
Fusion des befristeten und des unbefriste-
ten Arbeitsvertrags, also für die Schaffung
einer einheitlichen unbefristeten Vertrags-
form mit gestaffelten Senioritätsrechten.
Dies soll dem Dualisierungseffekt am Ar-
beitsmarkt entgegenwirken, der von der
Existenz dieser beiden Standards ausgeht.
Wären damit aber die massiven Ungleich-
heiten in Bezug auf das Arbeitslosigkeits-
risiko behoben, die vor allem aus unter-
schiedlichen Qualifikationsniveaus und
unterschiedlicher Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit erwachsen? Auch eine Locke-
rung des Kündigungsschutzes wird keines-
wegs einstimmig befürwortet, wie der
jüngste Konflikt um den Ersteinstellungs-
vertrag (CPE, Contrat première embauche;
Übersicht 1) gezeigt hat. Zudem ist fraglich,
ob eine solche Lockerung tatsächlich zu
dem erhofften Beschäftigungszuwachs
führt (OECD 2004; Husson 2006).

Der zweite Streitpunkt betrifft die Fra-
ge, wie soziale Verantwortung für Beschäf-
tigung wahrgenommen wird. In den meis-
ten hier zitierten Berichten wird empfoh-
len, Kündigungen zu besteuern, worüber
sicherlich weiter nachgedacht werden
muss. Die abschreckende Wirkung einer
solchen Maßnahme erscheint jedoch zwei-
felhaft, wenn man an das Beispiel der Ein-
stellung von Behinderten denkt: Die meis-
ten Arbeitgeber ziehen es vor, Bußgelder

6 Nicolas Sarkozy: „Retrouvons le plein-emploi grâ-
ce à la Sécurité sociale professionnelle“ (Zurück
zur Vollbeschäftigung dank der Beschäftigungs-
versicherung), La Tribune, 12. Dezember 2005.

7 In dieselbe Richtung geht der Vorschlag eines
„progressiven Vertrags“ (contrat progressif) der
Fraktion der Union centriste-UDF. Der Vorschlag
enthält im Einzelnen: eine sechsmonatige Probe-
zeit, einen Anspruch auf eine Begründung für die
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses, mit den
Berufsjahren wachsende Arbeitnehmerrechte (vor
allem Höhe der Abfindung), im Fall der Kündigung
Recht auf Validierung der Berufserfahrung (Ar-
beitszeugnis), auf eine „Kompetenzbilanz“ und
auf Betreuung durch die ANPE (Arbeitsagentur).
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zu bezahlen. Könnten sich die Arbeitgeber
solchermaßen „loskaufen“, wären sie zu-
gleich von jeglicher sozialer Verantwor-
tung für Entlassungen befreit. Andere Pro-
tagonisten kritisieren solche Vorschläge
und fordern im Gegenteil, die Arbeitgeber

auf ihre soziale Verantwortung vor,
während und nach der Umstrukturierung
von Unternehmen zu verpflichten, was
Verhandlungen voraussetzt, um die Folgen
abzuschätzen, die Mobilität der Arbeit-
nehmer aktiv vorzubereiten und gegebe-

nenfalls auf die Qualität der beruflichen
Wiedereingliederungsmaßnahmen einzu-
wirken. Ganz allgemein stellt sich hier die
Frage nach einer neuen kollektiven Be-
stimmung des Beschäftigungsverhältnis-
ses.
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